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Vertrag über zusätzliche Leistungen 
nicht-unterrichtlicher und unterrichtsunterstützender Angebote 

zwischen der  
Freien und Hansestadt Hamburg, Behörde für Schule und Berufsbildung 

Präambel 

Angesichts ihres umfassenden gesetzlichen Bildungs- und Erziehungsauftrags macht die 
Freie und Hansestadt Hamburg Schülerinnen und Schülern auch nicht-unterrichtliche Ange-
bote, um sie bei der Entfaltung ihrer geistigen, körperlichen und sozialen Fähigkeiten zu un-
terstützen. Daneben erbringt sie auch unterrichtsunterstützende Leistungen, durch die die 
Schülerinnen und Schüler in die Lage versetzt werden sollen, das schulische Angebot zu nut-
zen. 

Bei alledem ist sie den Zielen und Grundsätzen des Hamburgischen Schulgesetzes verpflich-
tet. Die Freie und Hansestadt Hamburg bindet den GBS - Träger als Kooperationspartner und 
Erbringer bestimmter eng abgegrenzter nicht-unterrichtlicher und unterrichtsunterstützender 
Leistungen zusätzlich ein. Der Träger bringt seine spezifische Fachkompetenz in diesem Feld 
ein.  

Bislang sind zusätzliche Leistungen der Träger in der Zeit von 8 bis 13 Uhr im Rahmen von 
GBS nicht vorgesehen, sollen nun aber in Weiterentwicklung des Landesrahmenvertrages 
„Ganztägige Bildung und Betreuung an Schulen“ auch am Vormittag regelhaft möglich sein. 
Zusätzlich zu den Vorgaben, die sich aus dem SGB VIII ergeben, erkennt der Träger die Ziele 
und Grundsätze des Hamburgischen Schulgesetzes als Leitlinien seiner Tätigkeit an. Der Trä-
ger achtet die religiöse, weltanschauliche und politische Neutralität der staatlichen Schule. 

Ein Vertrag über nicht-unterrichtliche und unterrichtsunterstützende Tätigkeiten kommt nur in 
Betracht, wenn es sich bei der von Seiten des Trägers auszuübenden Tätigkeit um eine selb-
ständige Tätigkeit handelt. Eine selbständige Tätigkeit liegt vor, wenn das von dem Träger 
eingesetzte Personal weder regulär in den Dienstbetrieb der Schule eingebunden wird noch 
den Weisungen der Schulleitung unterliegt. Der Träger bzw. das vom Träger eingesetzte Per-
sonal muss in methodischer und pädagogischer Hinsicht selbst entscheiden können, wie das 
Angebot durchgeführt wird und welche Konzepte, welche Methoden und welche Materialien 
eingesetzt werden. Bei den nicht-unterrichtlichen Angeboten muss es sich um Angebote han-
deln, die an der jeweiligen Schule außerhalb der dortigen Pflichtveranstaltungen im Rahmen 
der Stundentafeln liegen. Nicht-unterrichtliche Veranstaltungen z.B. im Bereich Sport, Musik, 
Natur, Kunst oder Handwerk sind zulässig. Das Personal das Trägers darf weder für Vertre-
tungsunterricht nach Stundentafel noch für eine reine Aufsichtsfunktion eingesetzt werden. 
Eine regelmäßige Teilnahme an rein schulischen Dienstbesprechungen, Konferenzen, Team-
sitzungen sowie eine Begleitung von Schulfahrten, Ausflügen etc. ist auf Grundlage dieses 

– im Weiteren als „Schule“ bezeichnet –
und

– im Weiteren als „Träger“ bezeichnet 
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Vertrages nicht möglich. Die vereinbarte Teilnahme an diesen Veranstaltungen im Rahmen 
der GBS-Kooperation bleibt davon unberührt. 

§1 Vertrag über zusätzliche Leistungen der Träger von nicht-unterrichtlichen und un-
terrichtsunterstützenden Angeboten 

(1) Der Kooperationspartner und die Schulleitung vor Ort schließen einen Vertrag über zusätz-
liche Leistungen nicht-unterrichtlicher und unterrichtsunterstützender Angebote ab.

(2) Die Leistungen beschränken sich auf die im Vertrag genannten Tätigkeiten. Andere oder
weitere als die hier genannten Tätigkeiten werden dem Träger in diesem Vertrag nicht über-
tragen. Das Personal des Trägers übernimmt insbesondere keinerlei darüberhinausgehende
Tätigkeiten (wie die Erteilung von Hausaufgaben, Leistungskontrollen) oder die regelmäßige
Teilnahme an schulischen Konferenzen.

(3) Die Leistungen werden in schulischen Räumen erbracht. Abweichend kann in der Anlage
zum Vertrag vereinbart werden, dass der Träger die Leistungen in anderen als schulischen
Räumen erbringt. Der Träger hat dann sicherzustellen, dass die Räume geeignet sind und den
Anforderungen des Schulbaus und der Landesunfallkasse entsprechen, siehe § 3 (5).

§ 2 Hauptpflichten des Trägers

(1) Der Träger verpflichtet sich zur Durchführung der in der Anlage zum Vertrag im Einzelnen
beschriebenen nicht-unterrichtlichen bzw. unterrichtsunterstützenden Angebote.

(2) Der Träger stellt die vertragsgemäße Aufgabenerledigung sicher. Er stellt im Rahmen sei-
ner Möglichkeiten bei Verhinderung des von ihm üblicherweise eingesetzten Personals
schnellstmöglich geeignete Ersatzkräfte zur Verfügung, die den Anforderungen aus § 4 dieses
Vertrages genügen müssen.

§ 3 Hauptpflichten der Schule

(1) Die Schule zahlt an den Träger eine Vergütung in Höhe von 39,59 Euro pro Stunde (Schul-
jahr 2023/24). Die Leistung umfasst eine vergütete Vor- und Nachbereitungszeit in einem Um-
fang von 10% der Angebotsdauer. Die Abrechnung erfolgt quartalsweise durch Vorlage prüf-
barer Rechnungen.

Die Rechnungen sind unter Angabe des Schulnamens an den Zentralen Rechnungseingang 
der Stadt Hamburg (Postleitzahl 22222) zu übersenden. Informationen zur elektronischen 
Rechnungsstellung sind unter: E-Rechnungsportal - Online-Dienst Einstiegsseite - Ham-
burgService zu finden. Die Leistung wird am 30. Tag nach Eingang der Rechnung fällig. Als 
Zahltag gilt der Tag der Übergabe des Überweisungsauftrags an ein Geldinstitut. Ist dieser 
Tag ein arbeitsfreier Tag, so verschiebt sich das Ende der Frist auf den nächsten Arbeitstag. 

(2) Mit dieser Vergütung sind alle Kosten des Trägers abgegolten. Diese Leistung beinhaltet
die Angebotsdurchführung einschließlich des Einsatzes von Ersatzkräften bei Ausfall des üb-
licherweise eingesetzten Personals gemäß § 2 Absatz (2), die allgemeinen Verwaltungskos-
ten, sowie Vor- und Nachbereitungszeiten gemäß § 3 Absatz (1).

https://serviceportal.hamburg.de/HamburgGateway/Service/Entry?id=XRECHNUNG&location=020000000000
https://serviceportal.hamburg.de/HamburgGateway/Service/Entry?id=XRECHNUNG&location=020000000000
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Wird das vereinbarte nicht-unterrichtliche bzw. unterrichtsergänzende Angebot nicht oder nur 
zum Teil durchgeführt und stellt der Träger bei Personalausfall keine Vertretung nach § 2 Ab-
satz 2, reduziert sich die Vergütung entsprechend. 

Sachmittel werden aus dem schulischen Bestand genutzt, möglicherweise anfallende Sach-
kosten werden aus dem schulischen Budget finanziert.  

Es obliegt dem Träger, die Vergütung ordnungsgemäß zu versteuern sowie andere Abgaben 
darauf zu entrichten.  

(3) Die Vergütung wird auf das folgende Konto des Trägers
Nr. / IBAN 
bei 
BLZ / BIC 

überwiesen. 

(4) Das in dem zwischen Schule und Kooperationspartner abgeschlossenen Kooperationsver-
trag gemäß „Landesrahmenvertrag für die Ganztägige Bildung und Betreuung an Schulen in
Kooperation mit Trägern der Kinder- und Jugendhilfe“ vereinbarte Gast- und Rederecht in
Schulgremien (§ 14 Musterkooperationsvertrag) gilt auch in Bezug auf die in diesem Vertrag
vereinbarten Leistungen.

(5) Die Schule stellt sicher, dass der Träger seine Leistung in Räumen erbringt, die dafür ge-
eignet und nach den Vorschriften des Schulbaus der Unfallkasse Nord zugelassen sind. Die
Schule sorgt für eine entsprechende Ausstattung mit Inventar und Materialien im Einverneh-
men mit dem Träger.

(6) Der für die Ausübung der Tätigkeit notwendige Zugang zu den genutzten digitalen Plattfor-
men der Schule sowie zum Internet wird sichergestellt.

§ 4 Anforderung an das vom Träger eingesetzte Personal

(1) Der Träger setzt für die Erbringung des nicht-unterrichtlichen bzw. unterrichtsunterstützen-
den Angebots ausschließlich persönlich und fachlich geeignete Personen ein, die seiner Auf-
sicht (insbesondere in einem Arbeitsverhältnis) und seiner Personalverantwortung unterste-
hen. Fachlich geeignet sind Personen, die über die für das jeweilige Angebot erforderliche
pädagogische und fachliche Kompetenz verfügen. Als fachlich geeignet zur Durchführung des
vorliegend vereinbarten Angebots gelten grundsätzlich alle Personen, die die Vorgaben des
Landesrahmenvertrags der VK GBS hinsichtlich der Qualifikation entsprechen. Zur Anerken-
nung weiterer Qualifikationen gelten ergänzend die regelmäßig an die Entwicklungen des Aus-
bildungssektors sowie des Arbeitsmarktes geschlossenen weiteren Vereinbarungen zwischen
den Vertragsparteien wie insbesondere die „Positivliste“.

(2) Die Verantwortung für das eingesetzte Personal liegt vollumfänglich mit allen Rechten und
Pflichten beim Träger als Arbeitgeber. Dieses schließt alle erforderlichen Belehrungen und
rechtlichen Vorgaben insbesondere zur Gewährung von Urlaubszeiten, zum Infektionsschutz-
gesetz sowie zum Kinderschutz entsprechend der „Rahmenvereinbarung zum Schutzauftrag
der Kinder- und Jugendhilfe gemäß §§ 8a und 72a SGB VIII“ ein. Der Träger ist für die Aus-
wahl, Anleitung und Steuerung seiner Beschäftigten verantwortlich (Direktionsrecht).
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Personen, die in einem Dienst- und Arbeitsverhältnis zur Freien und Hansestadt Hamburg 
stehen und in Schule tätig sind, können nicht eingesetzt werden. 

§ 5 Weitere Pflichten des Trägers

(1) Der Träger benennt als für die Durchführung des Vertrages verantwortliche/n Ansprech-
partnerin oder Ansprechpartner der Schulleitung:

Im Vertretungsfall:

(2) Der Träger hat der Freien und Hansestadt Hamburg auf Verlangen nachzuweisen, dass er
gesetzliche und ggf. tarifvertragliche Vorschriften zur Entgelthöhe einhält.

§ 6 Zusammenarbeit von Träger und Schulleitung

(1) Die inhaltliche Abstimmung der Durchführung des vereinbarten Angebots erfolgt zwischen
Schulleitung und Träger.

(2) Der Schulleitung steht ein arbeitsrechtliches Direktionsrecht gegenüber den vom Träger
eingesetzten Personen nicht zu. Die sich aus dem Hamburgischen Schulgesetz ergebenden
Befugnisse der Schulleitung erstrecken sich nicht auch auf Weisungen zur Art, Zeit, Dauer und
Ort der nach diesem Vertrag geschuldeten Leistung. Die Schulleitung sowie von ihr dazu be-
auftragte Personen sind jedoch jederzeit befugt, die Ausführung des Angebots auf seine Ver-
einbarkeit mit gesetzlichen Vorgaben zu überprüfen und hierzu auch bei den Veranstaltungen
anwesend zu sein.

(3) Der Schulleitung obliegt die Gesamtverantwortung für die Aufsicht über die an dem nicht-
unterrichtlichen bzw. unterrichtsunterstützenden Angebot teilnehmenden Schülerinnen und
Schüler. Während der nicht-unterrichtlichen Angebote und hinsichtlich der unterrichtsunter-
stützenden Leistungen nimmt der Träger bzw. das von ihm eingesetzte Personal die Aufsicht
über die Schülerinnen und Schüler im Sinne des § 31 Absatz 2 HmbSG wahr. Das Personal
des Trägers setzt sich unverzüglich mit der Schulleitung in Verbindung, falls es von Tatsachen
Kenntnis erhält, die für die konkrete Ausübung der Aufsichtspflicht und anderer Maßnahmen
der Schulleitung von Bedeutung sind, wie zum Beispiel meldepflichtige Vorkommnisse. Es in-
formiert die Schulleitung umgehend, wenn Schülerinnen und Schüler unangekündigt nicht an
dem Angebot teilnehmen.

§ 7 Besondere Bestimmungen über den Schutz der Schülerinnen und Schüler

(1) Die Vertragsparteien ergreifen die zum Schutz von Kindern erforderlichen Maßnahmen und
beachten die vorhandenen Rahmenvereinbarungen und Verfahrensverabredungen im Bereich
Schule (Grundsätze der Zusammenarbeit von Schule, ReBBZ und dem ASD der Jugendämter
im Umgang mit Schulproblemen, die mit familiären und sozialen Problemen einhergehen, von
2008)  und im Bereich Jugendhilfe (Rahmenvereinbarung zum Schutzauftrag der Kinder- und
Jugendhilfe gem. §§ 8 a und 72a Achtes Buch Sozialgesetzbuch).

.

.
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(2) Die Vertragspartner informieren sich unverzüglich über Verdachtsfälle und eingeleitete
Maßnahmen, unter Wahrung der berufsständischen Verschwiegenheitsverpflichtung, Fürsor-
gepflichten gegenüber eigenen Beschäftigten und Einhaltung des Datenschutzes. Grundlage
für die Zusammenarbeit in diesem Bereich sind die Eckpunkte zur Kooperation im Kinder-
schutz im Ganztag.

(3) Die Vertragspartner stellen sicher, dass qualifizierte Kinderschutz-Fachkräfte in den Schu-
len und ReBBZ sowie beim Jugendhilfeträger beratend zur Verfügung stehen.

§ 8 Datenschutz

(1) Der Träger ist sich seiner Verpflichtung zum Datenschutz insbesondere nach der Verord-
nung (EU) 2016/679 (Datenschutz-Grundverordnung – DSGVO), dem Bundesdatenschutzge-
setz (BDSG) sowie den sonstigen bereichsspezifischen Vorgaben (u.a. Sozialgesetzbuch
Zehntes Buch – SGB X –, falls Sozialdaten betroffen sind), bewusst und erkennt sie ausdrück-
lich an.

(2) Der Träger wird seine Mitarbeitenden schriftlich verpflichten, über die ihnen aus Anlass
oder bei Gelegenheit der Tätigkeit für den Auftraggeber zur Kenntnis gelangten personenbe-
zogenen Daten und andere Informationen gegenüber jedermann Stillschweigen zu wahren
und diese unbefugt weder zu erheben, zu verarbeiten noch sonst wie zu nutzen. Bei Verstößen
dieser Art hat die Freie und Hansestadt Hamburg das Recht, vom Träger zu verlangen, dass
eine Arbeitskraft an einer bestimmten Arbeitsstelle nicht mehr eingesetzt wird. Der Träger wird
die ihm zur Kenntnis gelangten Daten nur zu dem vertraglich vereinbarten Zweck speichern,
verarbeiten und nutzen. Er ergreift die zum Schutz der Daten nach dem Stand der Technik
erforderlichen technischen und organisatorischen Maßnahmen, um eine angemessene Daten-
sicherheit zu gewährleisten. Eine Weitergabe der Daten an Dritte ist, außer auf Anweisung
durch die Schulleitung oder die zuständige Behörde, nicht zulässig.

(3) Diese Verpflichtung bleibt auch nach Beendigung des Vertragsverhältnisses bestehen.

(4) Die Rechtsgrundlage für die schulische Datenverarbeitung ist der Artikel 6 Abs. 1 lit. e
DSGVO i.V.m. § 98 Abs. 1 Hamburgisches Schulgesetz. Der Auftraggeber (Schule) ist Ver-
antwortlicher i.S.d. Art. 4 Abs. 7 DSGVO und datenschutzrechtlich Auftraggeber des Trägers.
Der Träger ist Auftragnehmer und als solcher Auftragsverarbeiter i.S.d. Art. 4 Abs. 8 DSGVO.
Die Parteien schließen zusätzlich zu diesem Hauptvertrag einen Auftragsverarbeitungsvertrag
gem. Art. 28 DSGVO. Die Schule ist verantwortlich für den benötigten Datentransfer an den
Träger zur Erfüllung dieses Dienstleistungsvertrages.

§ 9 Haftung

Der Träger haftet gegenüber der Schule für Schäden, die durch ein nach Bürgerlichen Recht 
vorwerfbares Verhalten seines Personals entstanden ist.  



6 

Dieser Vertrag wird abweichend vom Regelfall für das Schulhalbjahr _______ geschlossen. 

(Unzutreffendes bitte streichen)  

Der Vertrag verlängert sich nicht automatisch. Mindestens drei Monate vor Ablauf der Verein-
barung verständigen sich die Vertragspartner über eine mögliche Folgevereinbarung. 

Das Recht zur außerordentlichen Kündigung bleibt unberührt, ebenso das Recht zur Kündi-
gung nach § 313 BGB. Sind mehrere der in der Anlage bezeichneten Einsatzbereiche verein-
bart, so kann die Kündigung sich auch auf einzelne dieser Bereiche beschränken. Die Kündi-
gungserklärung muss schriftlich erfolgen. 

§ 11 Schriftform

Änderungen dieser Vereinbarung und jede Kündigung bedürfen der Schriftform. Dies gilt auch 
für die Aufhebung der Schriftformklausel. 

§ 12 Salvatorische Klausel und Schlichtung

(1) Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung unwirksam sein, bleibt die Gültigkeit
der Vereinbarung im Übrigen unberührt. Die unwirksame Bestimmung ist durch eine wirksame
Regelung zu ersetzen, die dem Inhalt und den Besonderheiten der Vereinbarung am nächsten
kommt. Gleiches gilt bei Änderungen von Rechtsvorschriften, die nach Abschluss der Verein-
barung mit derselben Folge in Kraft treten (Änderung zwingenden Rechts).

(2) Bei Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung dieser Vereinbarung verpflichten sich
die Vertragspartner gemäß „Landesrahmenvertrag Ganztägige Bildung und Betreuung“ eine
Verständigung im Rahmen der Vertragskommission GBS gemeinsam herbeizuführen. Die
Möglichkeit zur Anrufung der Schiedsstelle gemäß §25 LRV GBS bleibt hiervon unberührt.

§ 13 Gerichtsstand

Gerichtsstand ist Hamburg. 

Hamburg,  
__________________________________________________________________________ 
Ort/Datum  

__________________________________________________________________________

 Träger  Schule 

Dieser Vertrag wird für das Schuljahr _____ / _____ geschlossen. 

§ 10 Laufzeit und Kündigung
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Anlage um Vertrag über zusätzliche Leistungen nicht-unterrichtlicher und unterrichts-
unterstützender Angebote 

I. Bezeichnung der allgemeinen Aufgabenfelder (zum Ankreuzen)

Der Träger beabsichtigt, die im Vertrag vereinbarten nicht-unterrichtlichen bzw. unterrichtsun-
terstützenden Angebote an der Schule durchzuführen.  
Die Leistung erfolgt zu den Zeiten und in dem Umfang, der sich aus Teil II (Konkretisierung 
der Leistungserbringung) dieser Anlage zum Vertrag ergibt. 

☐ Der Träger wird für die Schule eigenverantwortlich eine Förderung für Schülerinnen und
Schüler mit dem Förderschwerpunkt LSE (Lernen, Sprache, emotionale und soziale Ent-
wicklung) nach § 12 HmbSG erbringen.

Das Angebot erfolgt entweder in Instruktions- und Arbeitsphasen im Unterricht oder parallel 
zum Unterricht. Der diagnosegestützte, individuelle sonderpädagogische Förderplan konkreti-
siert die Aufgabe der Förderung jeder Schülerin und jedes Schülers und wird Bestandteil die-
ses Vertrages.  

Hierbei handelt es sich weder um eine inhaltliche noch finanzielle Leistung der Schulbeglei-
tung. 

☐ Der Träger wird für die Schule eigenverantwortlich eine Förderung für Schülerinnen und
Schüler mit speziellen Förderschwerpunkten (geistige Entwicklung, körperliche und moto-
rische Entwicklung, Hören und Kommunikation, Sehen sowie Autismus) nach § 12 HmbSG
erbringen.
Der diagnosegestützte, individuelle sonderpädagogische Förderplan konkretisiert die Aufgabe
der Förderung jeder Schülerin und jedes Schülers und wird Bestandteil dieses Vertrages.

Hierbei handelt es sich weder um eine inhaltliche noch finanzielle Leistung der Schulbeglei-
tung. 

☐ Der Träger wird für die Schule eigenverantwortlich eine Sprachförderung nach § 28 a
HmbSG erbringen.
Das Angebot erfolgt vor Beginn der Unterrichtszeit oder parallel zum Unterricht.
Der individuelle pädagogische Förderplan konkretisiert die Aufgabe der individuellen Sprach-
förderung jeder Schülerin und jedes Schülers und wird Bestandteil dieses Vertrages.

☐ Der Träger wird für die Schule eigenverantwortlich eine Lernförderung nach § 45 HmbSG
für das unter „Kurzdarstellung des Angebotes“ aufgeführte Fach erbringen.
Die individuelle Lern- und Fördervereinbarung zwischen der Schule und den Erziehungsbe-
rechtigten konkretisiert die Aufgabe der individuellen Lernförderung jeder Schülerin und jedes
Schülers und wird Bestandteil dieses Vertrages.

☐ Der Träger wird für die Schule eigenverantwortlich folgendes Angebot zur Förderung der
Lesekompetenz (beispielhafte Inhalte: Lautlese-Verfahren, Tandem-Lesen, Lese-Theater)
erbringen.
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☐ Der Träger wird für die Schule eigenverantwortlich folgendes Angebot in Form von ergän-
zenden und vertiefenden Lernformaten (z.B. erlebnispädagogische Angebote, Angebote im
Bereich Experimente) erbringen.
Dieses Angebot findet außerhalb des Unterrichts nach Stundentafel statt.

☐ Der Träger wird für die Schule eigenverantwortlich folgendes Angebot zur Förderung des
sozialen Miteinanders (z.B. Durchführung des Sozialkompetenztrainings, Ausbildung zum/r
Streitschlichterin oder Streitschlichter) erbringen.
Dieses Angebot findet außerhalb des Unterrichts nach Stundentafel statt. Das dem Angebot
zugrundeliegende Konzept ist Bestandteil dieses Vertrages.

☐ Der Träger wird für die Schule eigenverantwortlich folgendes additiv zum Unterricht statt-
findendes Angebot für Schülerinnen und Schüler der IVK (z.B. alltagsbegleitende Sprach-
förderung, pädagogische Kleingruppenarbeit) erbringen.
Das dem Angebot zugrundeliegende Konzept ist Bestandteil dieses Vertrages.

☐ Der Träger wird für die Schule eigenverantwortlich folgendes offenes Angebot zur prä-
ventiven und entschärfenden Intervention bei persönlichen Krisen und Konflikten (z.B.
pädagogische Insel) erbringen.
Das dem Angebot zugrundeliegende Konzept ist Bestandteil dieses Vertrages.

☐ Der Träger wird für die Schule ein aktives Pausenangebot auf Grundlage eines eigenen
pädagogischen Konzepts (z.B. Bewegungsangebot in der Turnhalle oder auf dem Schulhof)
erbringen.
Das dem Angebot zugrundeliegende Konzept ist Bestandteil dieses Vertrages.

II. Konkretisierung der Leistungserbringung

siehe Excel-Datei “Konkretisierung der Leistungserbringung“ 
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